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In den letzten 40 Jahren ist die Schuldenstandsquote der öffentlichen Haushalte (Verhältnis des Schulden-

standes zum nominalen Bruttoinlandsprodukt (BIP)) von etwa 20% auf heute mehr als 60% angestiegen.

Im Jahr 2008 hat die Staatsverschuldung der Bundesrepublik Deutschland einen Betrag von rund 1,6 Bil-

lionen Euro erreicht. Die Zinsausgaben beliefen sich 2008 auf 15% des Bundeshaushaltes. Um dieser Ent-

wicklung entgegenzuwirken, wurde im Rahmen der Föderalismusreform II das „Gesetz zur Änderung des

Grundgesetzes (Artikel 91c, 91d, 104b, 109, 109a, 115, 143d)“ verabschiedet, mit dem unter anderem die

sogenannte Schuldenbremse in die Finanzverfassung implementiert worden ist. Mit der Schuldenbremse

wird das Ziel verfolgt, die langfristige Tragfähigkeit der Haushalte von Bund und Ländern zu sichern, so-

wohl im Hinblick auf die Lastenverteilung zwischen den Generationen als auch bezüglich der Anforderun-

gen des Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes. Die Ausgestaltung der Schuldenbremse ist dabei

nicht unumstritten. Kritisiert wird etwa, dass die Möglichkeit der Verschuldung der Länder stärker be-

grenzt sei als die des Bundes. Einige Länder überlegen, Verfassungsklage zu erheben, da die Hoheitsrechte

der Länder durch die Festlegung des Länder-Neuverschuldungsverbotes in der Bundesverfassung verletzt

seien. Schließlich wird zum Teil die Schuldenbremse insgesamt als Bremse eines Konjunkturaufschwungs

gesehen.

Schuldenregelung des Bundes

Die Schuldenbremse regelt die Kreditaufnahme der öffentlichen Haushalte neu. In Artikel 109 Abs. 3 GG

ist nun der Grundsatz des strukturell ausgeglichenen Haushalts niedergelegt. Danach dürfen Haushaltsde-

fizite nicht durch Kredite, also die Aufnahme neuer Schulden, ausgeglichen werden (Verbot der Kredit-

aufnahme zum Haushaltsausgleich). Bei staatlichen Ausgaben muss nun besonders darauf geachtet wer-

den, dass sie auf der Einnahmenseite refinanziert oder im Ausmaß der fehlenden Einnahmen reduziert

werden. Weiterhin soll zur Überwachung der Haushaltswirtschaft von Bund und Ländern ein gemeinsamer

Stabilitätsrat eingesetzt werden, der insbesondere der Vermeidung von Haushaltsnotlagen dienen soll (Art.

109a GG).

Ausnahmen

Das Kreditaufnahmeverbot gilt jedoch nicht absolut. Es sind durch den Gesetzgeber detailliert Ausnahmen

geregelt worden.

– In Art. 109 Abs. 3 S. 4, 115 Abs. 2 S. 2 GG ist vorgesehen, dass eine Kreditaufnahme bis zu 0,35%

des nominalen Bruttoinlandsproduktes nicht unter das Verbot der Kreditaufnahme fällt. Es liegt also

für den Bund eine Kreditermächtigung bis zu dieser Summe vor.

– Weiterhin können Kredite aus konjunkturellen Gründen aufgenommen werden, wobei die konjunk-

turellen Schwankungen im Auf- und Abschwung symmetrisch zu berücksichtigen sind.
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– Schließlich können Kredite auch im Falle von Naturkatastrophen oder in außergewöhnlichen Notsi-

tuationen, die sich der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich be-

einträchtigen, aufgenommen werden.

Die geforderte weitere normative Ausgestaltung der Rahmenbedingungen findet sich für den Bund in Art.

115 GG und dem dazu ergangenen Ausführungsgesetz.

Die Kreditermächtigung aus konjunkturellen Gründen ist dann möglich, wenn die Konjunkturentwicklung

von der Normallage abweicht. Die Regelung ermächtigt dazu, dass in Zeiten des Abschwungs mehr Kredite

aufgenommen werden können, um die wirtschaftliche Entwicklung zu stabilisieren. Da Auf- und Ab-

schwung symmetrisch, also in gleichem Maße, zu berücksichtigen sind, muss beim Aufschwung die Ver-

schuldung wieder abgebaut werden (antizyklische Finanzpolitik). Dafür ist ein Konjunkturbereinigungs-

verfahren festzulegen, das langfristig zu einem Ausgleich des konjunkturellen Defizits entsprechend dem

Stabilitäts- und Wachstumspakt führt.

Wenn die Kreditaufnahme den zulässigen Wert von 0,35% BIP übersteigt, sind die Abweichungen auf ei-

nem Kontrollkonto festzuhalten. Der Negativsaldo des Kontrollkontos darf einen Wert von 1,5% des BIP

nicht übersteigen; ab 1% des BIP ist der Saldo konjunkturgerecht zurückzuführen.

Unter dem Begriff der „Notfälle, die sich der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage

erheblich beeinträchtigen“ sind Entwicklungen wie die gegenwärtige Finanzkrise zu verstehen. In diesen

Fällen sowie bei Naturkatastrophen muss schon bei der Beschlussfassung über die Kreditaufnahme ein

Tilgungsplan zur Rückführung des Kredits innerhalb eines angemessenen Zeitraumes vorgesehen sein (Art.

109 Abs. 3 S. 3, 115 Abs. 2 S. 7 GG).

Anders als bei der bisherigen Regelung ist es zukünftig nicht mehr möglich, durch die Einrichtung von

Sondervermögen mit eigener Kreditermächtigung die Kreditgrenzen des Art. 115 GG zu überschreiten.

Schuldenregelungen der Länder

Die oben beschriebenen Regelungen des Art. 109 GG gelten mit Ausnahme der 0,35% - Regel auch für die

Länder. Die nähere Ausgestaltung, die sich für den Bund in Art. 115 GG findet, wird den sechzehn Lan-

desgesetzgebern überlassen (Art. 109 Abs. 3 S. 5 GG).

Übergangsregelungen

Die neuen Vorschriften sollen erstmals ab dem Haushaltsjahr 2011 gelten (Art. 143d Abs. 1 S. 1 u. 2 GG).

Dabei ist in Art. 143d Abs. 1 S. 3 -7 GG eine Übergangsphase für den Bund bis zum 31.12.2015 und für die

Länder bis zum 31.12.2019 vorgesehen, in der von den neuen Verschuldensregelungen noch abgewichen

werden kann. Der Bundeshaushalt soll also ab dem Jahr 2016 und die Haushalte der Länder ab dem Jahr

2020 die oben beschriebenen Vorgaben vollständig erfüllen.

Art. 143d Abs. 2 GG sieht für den Zeitraum von 2011 bis 2019 die Möglichkeit von Konsolidierungshilfen

für die Länder Berlin, Bremen, Saarland, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein in Höhe von insgesamt

800 Millionen Euro jährlich vor.
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